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Erdöl und Strategie 
Zur politischen Ökonomie eines angekündigten Krieges 

 
Der von der US-Regierung angekündigte Krieg gegen den 

Irak folgt, wie es scheint, einer verwirrenden Vielfalt von 
Motiven. Dabei zeichnen sich zwei plausible Erklärungsan-

sätze ab: Ein politisch-strategischer und ein politisch-
ökonomischer. 

 
Politisch-strategisch ist der Irak der erste Anwendungsfall 
der Bush-Doktrin, das erste Exempel eines neuen Typus 
amerikanischer Dominanz. Politisch-ökonomisch geht es 
um die Kontrolle der westlichen Ölversorgung, für die der 

Irak – nach der Wandlung des saudischen Königreichs 
vom Alliierten des Westens zum unsicheren Kantonisten –

eine Schlüsselposition einnehmen könnte. Die Rolle als 
Ersatz Saudi Arabiens kann der Irak aber nur spielen, 

wenn sein enormes Erdölpotenzial entwickelt wird – was 
unter Saddam Hussein und dem derzeitigen internationa-

len Sanktionsregime nicht möglich ist. 
 

Das Erdöl, das die westlichen Volkswirtschaften brauchen, 
und der Terror, der die Sicherheit der westlichen Gesell-

schaften bedroht, stammen aus derselben Weltregion. Da-
her sind der amerikanische „Krieg gegen Terror“ und der 

Krieg um das Öl zwei Seiten derselben Medaille. 
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Brennpunkt IRAK 

 
Erdöl und Strategie 

Zur politischen Ökonomie eines angekündigten Krieges 
 
 
Worum geht es im angekündigten Krieg der USA gegen den Irak? Wie bei jedem Krieg klaffen recht-
fertigende Rhetorik und wirkliche Kriegsziele auseinander. Geht es wirklich um die Beseitigung der 
Bedrohung, die von den Massenvernichtungswaffen des Irak für die USA und ihre Verbündeten aus-
geht? Geht es gar um die Demokratisierung einer Diktatur oder die Verhinderung künftiger terroristi-
scher Anschläge? Aus der verwirrenden Vielfalt vermuteter Kriegsmotive – vom privaten Vaterkom-
plex des amerikanischen Präsidenten bis zur Eigendynamik einer einmal in Bewegung gesetzten Mili-
tärmaschinerie – zeichnen sich die Konturen zweier tragfähiger Erklärungsansätze ab, eines politisch-
strategischen und eines politisch-ökonomischen. Politisch-strategisch – so argumentieren etwa die 
Autoren des Middle East Research and Information Project1 – könnte der Irak zum ersten Anwen-
dungsfall der Bush-Doktrin werden, zum Exempel einer neuen Form globaler amerikanischer Domi-
nanz. Der Demonstrationseffekt für den Rest der Welt, der von diesem Krieg – so er denn stattfindet – 
ausgeht, wäre im Rahmen dieser Argumentation keine Nebenfolge, sondern Kriegsziel. Politisch-
ökonomisch geht es ums Öl, um eine Auseinandersetzung sowohl zwischen amerikanischen, französi-
schen, russischen und chinesischen Interessen als auch zwischen Erdölkonsumenten und nahöstlichen 
Produzenten.. Dieses Urteil klingt heute etwas anstößig, da es zu sehr an simplifizierende imperialis-
mustheoretische Pamphlete der siebziger Jahre erinnert (nach dem Muster „Weltmacht Öl“). Das heißt 
jedoch nicht, dass es falsch sein muss.  
 
Beide Erklärungsansätze schließen nur auf den ersten Blick einander aus. Sie können auch einander 
bedingen. Die Terroranschläge des 11. September, so die hier vorgestellte These, schufen die Voraus-
setzungen dafür, dass ein Krieg ums Öl nicht nur möglich, sondern auch zum Paradigma einer neuen, 
von den USA unilateral und militärisch dominierten Weltordnung wird. 
 
 
Die offizielle Rechtfertigung: Bedrohung durch Massenvernichtungsmittel?  
 
In der kriegsvorbreitenden Rhetorik ist von Öl keine Rede – niemand möchte sich dem Vorwurf aus-
setzen, „Blut für Öl“ einsetzen zu wollen. Stattdessen wird der angekündigte Krieg mit drei Begrün-
dungen versehen, von denen zwei eher fadenscheinig sind. Die erste Begründung, die Führung des 
Irak sei in irgendeiner Weise am Terroranschlag des 11. September beteiligt, ist trotz aller bemühten 
Konstruktionen (ein Treffen Mohammed Attas mit einem irakischen Agenten in Prag?) substanzlos 
wie selbst Protagonisten des Krieges mehr oder weniger offen einräumen. Die Begründung verdünnt 
sich zu der Möglichkeit, der Irak könnte an künftigen Terroranschlägen beteiligt sein. Die zweite Be-
gründung, der Sturz einer Diktatur als Selbstzweck, ist ebenso fragwürdig. Es reicht bereits ein Blick 
auf die Verbündeten und Trittbrettfahrer des amerikanischen „Krieges gegen den Terror“, von zentral-
asiatischen Diktatoren über afghanische Warlords bis hin zum pakistanischen und türkischen Militär, 
um jeden Verdacht auf einen heimlichen pro-demokratischen bias der amerikanischen Nahost-Politik 
zu zerstreuen. Zudem hat die Regierung Bush deutlich genug gemacht, dass sie (anders als nach dem 
Zweiten Weltkrieg in Japan und Deutschland) an einem kostspieligen Projekt des nation buiding nicht 
interessiert ist: Auch in Afghanistan überlässt sie Räum-, Sicherungs- und Aufbauarbeiten vor allem 
Europa und Japan. 
 
Die dritte Begründung ist ernst zu nehmen: Die vermutete Verfügung des Irak über Massenvernich-
tungswaffen wird als Bedrohung nicht nur der regionalen Verbündeten der USA, sondern auch der 
                                                                 
1 Sarah Graham-Brown und Chris Toensing, Why Another War? A Backgrounder on the Iraq Crisis, Middle East 
Research and Information Project 2002 
http://www.merip.org/iraq_backgrounder_102202/iraq_bckground_merip_screes.pdf  
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USA selbst präsentiert. Dieses dritte Kriegsmotiv ist insofern ernst zu nehmen, als der Irak in der Tat 
UN-Beschlüsse und damit internationales Recht verletzt hat; die Frage ist, ob diese Rechtsbrüche ei-
nen Krieg legitimieren können. Dieses Motiv hat eine empirische und eine spekulative Seite. Empi-
risch wäre nachzuweisen, in welchem Umfang das Regime Saddam Husseins wirklich über atomare, 
chemische und biologische Kampfmittel verfügt. Naturgemäß liegen hier keine klaren Informationen 
vor, da nicht nur die Angaben des Irak, sondern auch die der westlichen Geheimdienste und Sicher-
heitsexperten interessegeleitet sind. Die Vermutung liegt aber nahe, dass von dem dreigeteilten, öko-
nomisch (unter anderem durch hohe Kompensationszahlungen) ausgebluteten, internatonal isolierten 
und seit Ende des zweiten Golfkriegs immer wieder britisch-amerikanischen Luftangriffen ausgesetz-
ten Land keine Bedrohung ausgeht, die so groß ist, dass sie nicht durch die seit elf Jahren realisierte, 
wie immer selber fragwürdige Isolationspolitik eingedämmt werden könnte. Welchen Sprung, so 
müsste gefragt werden, hat der Irak in jüngster Zeit getan, dass eine jahrelang erfolgreiche Eindäm-
mungspolitik plötzlich nicht mehr angemessen sein soll? Die umgekehrte Annahme, dass der Irak 
heute militärisch schwächer als vor und auch unmittelbar nach dem zweiten Golfkrieg sein dürfte, ist 
weitaus plausibler.  
 
Die problematische empirische Argumentation muss daher durch eine spekulatives Annahme ergänzt 
werden, die in der Form der Bush-Doktrin mit der Weihe eines offiziellen Sicherheitsprogramms ver-
sehen wurde: Der Bush-Doktrin zufolge kann und muss eine Bedrohung der Sicherheit der USA und 
ihrer Verbündeten auch dann durch einen Militäreinsatz aus der Welt geschafft werden, wenn diese 
nicht gegeben, sondern erst im Entstehen begriffen ist.2 Das heißt die Doktrin des preemptive strike 
legitimiert einen Militäreinsatz auch dann, wenn lediglich vermutet werden kann, dass ein Staat in 
Zukunft mit dem Einsatz von Massenvernichtungswaffen gegen die USA oder deren Verbündete dro-
hen könnte. Insofern entlastet sie auch die UN-Inspektoren, Hinweise auf Massenvernichtungsmittel 
finden zu müssen: Fehlt es an entsprechenden Belegen, so lässt sich ein Angriff immer noch damit 
rechtfertigen, Saddam Hussein könnte  ein Bedrohungspotenzial aufbauen. Diese Vermutung wird erst 
dadurch zu einer Bedrohung, dass sie durch eine zweite ergänzt wird: Saddam Hussein könnte nicht 
nur über Massenvernichtungsmittel verfügen, er würde sie auch, anders als etwa Israel, Pakistan, In-
dien oder Russland, deren Arsenale das des Irak mit Sicherheit um ein Vielfaches übertreffen, einset-
zen – wie er im ersten Golfkrieg gegen den Iran und bei der Niederschlagung der kurdischen Oppos i-
tion gezeigt hat.  
 
Der Einsatz chemischer und biologischer Kampfmittel war ein Verbrechen – aber ein Verbrechen, das 
Saddam Hussein im Rahmen eines „machtrationalen Kalküls“ (Volker Perthes) beging. Im Krieg ge-
gen den Iran konnte er sich der Unterstützung unter anderem der USA sicher sein, und der Massen-
mord an den Kurden wurde international als straffreie „innere Angelegenheit“ des Irak verbucht. Im 
zweiten Golfkrieg verzichtete Saddam Hussein auf den Einsatz nicht-konventioneller Waffen, um 
keinen entsprechenden Gegenschlag heraufzubeschwören. Es gibt aber keinen Grund für die Vermu-
tung, dass Saddam Hussein heute oder in Zukunft von seiner „Machtrationalität“ abgeht. Noch weni-
ger wahrscheinlich ist, dass Saddam Hussein sein Arsenal terroristischen Gruppen und damit Kräften 
überlässt, die er nicht selbst kontrollieren kann. Die Wahrscheinlichkeit schließlich, dass Waffen aus 
Saddam Husseins Arsenal ungewollt in die Hände terroristischer Gruppen gelangen, ist, dank des (wie 
man hört) lückenlosen Überwachungssystems geringer als – zum Beispiel – in Russland oder Pakistan. 
Die einzige Chance, die Massenvernichtungsmittel des Irak zum Einsatz zu bringen, wäre ein Angriff 
auf das Leben Saddam Husseins – die amerikanische Strategie folgt in dieser Hinsicht einer self-
fulfilling prophecy. 
 
 
Erdöl und Außenpolitik: Der Kampf um die Ölrente  
 
Wenn die Bedrohung, die vom Irak ausgeht, relativiert werden muss: Welche Rolle spielt das irakische 
Öl als Kriegsmotiv?  
 

                                                                 
2 The President of the United States, The National Security Strategy of the United States, September 2003 
http://www.whitehouse.gov/nsc/nss.pdf  
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Der internationale Erdölmarkt ist kein freier, sondern ein politisch kontrollierter Markt, die Ökonomie 
des Öls ist eine politische Ökonomie. Dies liegt auch daran, dass sich das auf dem Erdölmarkt zu er-
zielende Einkommen zu einem hohen Anteil aus Renten (Einkommen ohne Arbeit) zusammensetzt. 
Die Preisbildung auf einem hypothetischen freien Ölmarkt folgt dem Muster der bereits von David 
Ricardo analysierten Grundrente: Bestimmend für den Marktpreis sind die Kosten der auf den schlech-
testen Böden produzierenden, aber noch marktfähigen Produktionseinheiten. Produzenten, die auf 
besseren Böden produzieren, können sich die Differenz zwischen ihren Produktionskosten und Markt-
preis als Rente aneignen. Bezogen auf den Erdölmarkt heißt dies: Während der Preis von den Produk-
tionseinheiten bestimmt wird, die unter vergleichsweise ungünstigen Bedingungen wirtschaften, etwa 
in Texas, in der Nordsee oder im deutschen Emsland, beziehen die unter wesentlich besseren Bedin-
gungen operierenden nahöstlichen Produzenten potenziell astronomische Renten. In Wirklichkeit ist 
der Anteil der Ölrente, den sich die politischen Eliten der Förderländer aneignen können, Ergebnis 
eines Verteilungskampfes, in dem entschieden wird, zu welchem Anteil die Ölrente den Luxuskonsum 
der Elite der Ölländer (oder die wirtschaftliche Entwicklung ihres Landes) finanziert oder den Erdöl-
konsum der abnehmenden Industrieländer subventioniert. Die wechselvollen Entwicklungen auf dem 
Ölmarkt – und der westlich-nahöstlichen Beziehungen – spiegelt diese Verteilungsauseinandersetzung 
wider: Die über viele Jahrzehnte hinweg garantierte Versorgung der westlichen Volkswirtschaften mit 
billigem Öl ließ einen de facto subventionierten „petro-industriellen Komplex“ (von der Erdöl- bis zur 
Automobilindustrie) entstehen, der auf einen kontinuierlichen Zustrom billigen Öls angewiesen – und 
politisch stark genug ist, die Regierungspolitik der westlichen Demokratien zu beeinflussen. 
 
Die beiden Ölkrisen der siebziger Jahre waren der politisch drapierte Versuch der nahöstlichen Produ-
zentenländer, sich einen höheren Anteil der Erdölrente zu erkämpfen. Die Preiserhöhungen wirkten als 
externer Schock, der die erdölkonsumierenden Länder kurzfristig in eine Wirtschaftskrise stürzte. 
Gleichzeitig jedoch wurden auch Alternativen zum subventionierten Fortbestand des petro-
industriellen Komplexes sichtbar und politisch verfügbar: Energieeinsparungen und die Nutzung er-
neuerbarer Energien. Seit den Ölkrisen stehen die westlichen Regierungen vor der Alternative, entwe-
der den petro-industriellen Komplex, seine Arbeitnehmer und Konsumenten durch die  Garantie eines 
niedrigen Ölpreises gegen alternative Produktions- und Konsummuster zu schützen, oder aber diese 
alternativen Produktions- und Verbrauchsmuster zu fördern. In der Praxis setzte sich meist ein in sich 
widersprüchlicher policy mix durch, der beide Komponenten in unterschiedlichen und wechselnden 
Gewichtungen enthielt. 
 
Die Regierung George W. Bushs allerdings hat sich seit Amtsantritt des Präsidenten einer eindeutigen 
Politik verschrieben, die auf den bedingungslosen Schutz des petro-industrie llen Komplexes hinaus-
läuft. Der demonstrative Austritt der USA aus dem Kyoto-Protokoll – dieses eher bescheidenen An-
satzes, die bei der Verbrennung von Kohlenwasserstoffen anfallenden Emissionen dem Klimaschutz 
zuliebe weltweit zu begrenzen – hatte daher auch eine über egoistische nationale Interessen hinaus-
weisende symbolische Bedeutung. Die sichere Versorgung der amerikanischen Volkswirtschaft mit 
Erdöl war von Anbeginn eine Priorität der Regierung George W. Bushs. Dies brachte der sogenannte 
Cheney-Report zur amerikanischen Energieversorgung zum Ausdruck, der im Mai 2001 veröffentlicht 
wurde und als eines der wichtigsten Dokumente der Regierung Bush gelten kann.3  Der Report, der die 
wachsende Importabhängigkeit der amerikanischen Energieversorgung konstatiert – die USA werden 
bis 2020 zwei Drittel des von ihnen benötigten Erdöls importieren müssen, heute ist es etwa die Hälfte 
– empfahl, die Erdölversorgung in das Zentrum der amerikanischen Außen- und Handelspolitik zu 
stellen. Mehrere Initiativen der Regierung Bush lassen sich den Prioritäten des Cheney-Reports zuord-
nen. Hierzu gehören  

• Die umstrittene Erschließung der Ölvorkommen in den arktischen Naturschutzgebieten Alas-
kas; 

• Die Annäherung an Russland, das nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion zu dem nach 
dem Nahen Osten zweitgrößten Erdölanbieter geworden ist; 

                                                                 
3 National Energy Policy Development Group, Reliable, Affordable and Environmentally Sound Energy for 
America’s Future, Washington 2001, http://www.whitehouse.gov/energy/ S. auch Michael T. Klare, Oil Moves 
the War Machine, The Progressive, Juni 2002, http://www.progressive.org/June%202002/klare0602.html sowie 
ders., Washington’s Oilpolitik, http://greatchange.org/ov-klare,oilpolitik.html  
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• Das amerikanische Engagement in der kaspischen Region (in Zentralasien und im Kaukasus), 
dessen Ölreserven nach dem Nahen Osten und Russland den dritten Platz der Weltreserven 
besetzen sollen.   

• Schließlich auch kleinere Interventionen wie in Kolumbien, wo es offiziell um die Bekämp-
fung der Drogenproduktion, in Wirklichkeit aber auch um den Schutz der oft von Rebellen sa-
botierten Pipelines geht4.  

 
Auf den Nahen Osten bezogen empfahl der Report die Beibehaltung enger Beziehungen zu Saudi-
Arabien, das 25 Prozent der Welt-Ölreserven beherbergt. Obwohl der Report den Irak selbst nur indi-
rekt erwähnt (er empfiehlt bezeichnenderweise, bestehende Sanktionen im Hinblick auf ihre Wirkung 
auf die Erdöl-Versorgungssicherheit hin zu überdenken), kann wohl ausgeschlossen werden, dass die 
Regierung Bush im Kontext ihrer auf Versorgungssicherheit zielenden Politik die Situation des Irak 
nicht als Problem definieren musste: Der Irak verfügt mit 115 Milliarden Barrel über die nach Saudi 
Arabien zweitgrößten nachgewiesenen Reserven der Welt – und weitaus größere vermutete Reserven. 
Im Korsett des Sanktionsregimes ist der Irak freilich ein gefesselter Riese: Er produziert legal zw i-
schen 800.000 und einer Million Barrel pro Tag anstatt der sechs Millionen, die irakischen Angaben 
zufolge innerhalb von sieben Jahren mit einem Einsatz von 30 Milliarden Dollar an ausländischen 
Investitionen möglich wären. Vor allem wurde unter dem Sanktionsregime die Entwicklung des iraki-
schen Potenzials – die Umwandlung der 250 Milliarden Barrel vermuteter in nachgewiesene Reserven 
– blockiert. Seit 1970 sind keine systematischen geologischen Studien mehr vorgenommen worden. 55 
der 70 irakischen Ölfelder sind nicht voll erschlossen, in acht Ölfeldern vermutet man Reserven von 
jeweils einer Milliarde Barrel „leicht“ zu fördernden Öls. 
 
Natürlich gab und gibt es die Möglichkeit, die Sanktionen zu lockern – wie im food for oil-Programm 
oder dem Ansatz der  smart sanctions auch ansatzweise erfolgt – oder ganz aufzuheben. Hiervon hät-
ten aber vor allen nicht-amerikanische Unternehmen profitiert: Französische Firmen (TotalFinaElf) 
haben Erschließungs- und Förderrechte der Felder von Majnoon (18 Milliarden Barrel) und Nahor bin 
Umar erworben; russische Unternehmen (Lukoil) verfügen über die entsprechenden Rechte des Feldes 
von Qurna (15 Milliarden Barrel); außerdem sind italienische (ENI) und chinesische Firmen (die Chi-
na National Petroleum Company) am irakischen Ölgeschäft beteiligt. Insgesamt hatte der Irak die 
Entwicklungsrechte für Reserven von geschätzten 44 Milliarden Barrel an nicht-amerikanische Firmen 
verkauft.5 Nach der vollständigen Aufhebung des Embargos oder einem „natürlichen” Ende des Re-
gimes von Saddam Hussein wären somit gewaltige Reserven unter die Kontrolle nicht-amerikanischer 
Unternehmen geraten. Was läge näher, als in Bagdad ein neues, proamerikanisches Regime zu instal-
lieren, das die bestehenden Verträge einer Revision unterzöge und amerikanische Firmen bevorzugt 
behandelte? Aber würde eine derartige Neuordnung von Rechten und Interessen einen Krieg rechtfer-
tigen? 
 
 
Die Folgen des 11. September: Die Neubewertung der Rolle Saudi Arabiens  
 
Es ist wenig wahrscheinlich, ob die Regierung Bush schon vor dem 11. September eine militärische 
Invasion des Irak ins Auge fasste. Die Anschläge des 11. September schufen jedoch schlagartig neue 
innen- und außenpolitische Bedingungen: Innenpolitisch wurde ein Krieg gegen ein arabi-
sches/islamisches Land nicht nur möglich, sondern populär, als Ergebnis einer spontanen Kontakt-
schuldvermutung, die jeden arabisch/islamischen Staat quasi automatisch unter Terrorismusverdacht 
stellt. Außenpolitisch gewann der „Krieg gegen den Terror“ höchste Priorität, und im Namen des 
Krieges gegen den Terror ließ sich aber auch die auf die Sicherung der Erdölversorgung zielende poli-
tisch-ökonomische Strategie weiter verfolgen und „militärisch aufladen“. Erst nach dem 11. Septem-
ber erschien es plausibel, um irakisches Erdöl einen Krieg zu führen – so wie das reale oder vermutete 
Arsenal des Irak an Massenvernichtungsmitteln erst nach dem 11. September als akute Bedrohung 
dargestellt werden konnte, das eine militärische Intervention nicht nur rechtfertigte, sondern dringend 
geboten sein ließ.   
 
                                                                 
4  Klare, Washington’s Oilpolitik, a.a.O. 
5 S. Sarah Graham-Brown, a.a.O. 
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Der auf den ersten Blick überraschend erfolgreiche Afghanistan-Einsatz zeigte darüber hinaus, dass 
dank modernster Militärtechnologien ein Krieg auch in einem feindlichen Umfeld mit geringen eige-
nen Verlusten und in kurzer Zeit scheinbar siegreich beendet werden konnte. Wie der ehemalige Leiter 
für Gulf Affairs im Nationalen Sicherheitsrat, Kenneth M. Pollack, in einem Aufsatz in Foreign Affairs 
darlegte, war der Afghanistan-Einsatz – die Kombination massiver Luftangriffe mit kleinen Boden-
Spezialeinheiten und dem konventionellen Potenzial lokaler Verbündeter – ein mögliches Vorbild 
auch für einen Einsatz einige hundert Kilometer weiter westlich, im Irak.6  
 
Eine zentrale Folge des 11. September war schließlich die grundlegende Neubewertung der Rolle Sau-
di Arabiens. Bei der Kontrolle des globalen Ölmarkts zum Zweck einer kontinuie rlichen Versorgung 
des Westens mit billigem Öl hatte Saudi Arabien seit den Ölkrisen der siebziger Jahre eine Schlüssel-
stellung eingenommen. Saudi Arabien galt als der Garant westlicher Versorgungssicherheit of last 
resort. Die saudische Erdölförderung wirkte als Regulator der OPEC- bzw. der Weltproduktion zu 
einem Preis, der westlichen Interessen entsprach. Die saudische Schlüsselstellung basierte auf zwei 
Voraussetzungen. Erstens die Verfügung über die größten nachgewiesenen Erdölreserven der Welt. 
Zweitens ist Saudi Arabien ein wenig bevölkerungsreiches Land ohne die gravierenden Armutsprob-
leme anderer Erdölproduzenten wie Nigeria oder Indonesien. Der Anteil der Erdöleinnahmen, den die 
Saudis für die Sicherung der innenpolitischen Stabilität aufzubringen haben, ist vergleichsweise nied-
rig. Das heißt: Saudi Arabien war innenpolitisch in der Lage, moderate Erdölpreise zu tragen, und es 
verfügte über ausreichende Marktmacht (auch unter Einsatz seines Einflusses auf die kleineren Golf-
staaten), um innerhalb der OPEC ein für den Westen akzeptables Preisniveau durchzusetzen. Daher 
waren die USA auch bereit, dem saudischen Regime, einem der anachronistischsten der Welt, alles 
nachzusehen, einschließlich der aggressiven internationalen Verbreitung seiner fundamentalistischen 
Version des Islam.  
 
Die nur auf den ersten Blick seltsame Dauerkoalition der USA mit dem Königreich war jahrzehntelang 
Kern der amerikanischen Nahostpolitik, auch unter George W. Bush, dessen Vizeminister wie erwähnt 
enge Beziehungen zu Saudi Arabien empfohlen hatte. Mit dem 11. September veränderte sich dieses 
Bild dramatisch: Die Mehrheit der Attentäter von New York und Washington waren Saudis, ebenso 
wie der (vermutete) Drahtzieher der Anschläge, Osama bin Laden. Bin Ladens „Programm“ bezieht 
sich in erster Linie auf Saudi Arabien: Der für die Djihad-Islamisten empörende Skandal ist die Ent-
weihung der heiligen Stätten des Islam durch westliche Truppen, eingeladen und geduldet von einem 
korrupten und abtrünnigen Herrscherhaus. Saudische Gelder finanzieren weltweit antiwestliche, zu 
Teilen terroristische Aktivitäten. Die aggressiv-fundamentalistische wahabitische Version des Islam ist 
saudische Staatsreligion; gleichzeitig aber steht das Regime selbst unter dem Druck islamistischer 
Fundamentalisten, entweder seine aggressive Religionspolitik zu eskalieren oder aber selbst einem 
religiös motivierten Putsch zum Opfer zu fallen. Saudi Arabien wurde zu einem Sicherheitsrisiko, zu 
einem unsicheren Kantonisten, sei es, weil seine Herrscher zumindest indirekt in antiwestliche Aktiv i-
täten verwickelt sind, sei es, weil ihre Herrschaft in der Gefahr steht, durch eine noch aggressivere 
Macht gestürzt zu werden, sei es schließlich, weil sie offensichtlich nicht in der Lage sind, den Export 
terroristischer Ideologie und Gewalt zu unterbinden. Diese Neuinterpretation führte freilich offiziell 
(noch) nicht zu einer Abkehr der USA vom Königreich, es wurde weder auf der „Achse des Bösen“, 
noch unter den Schurkenstaaten  angesiedelt. Es gibt jedoch eine Vielzahl von Anzeichen, dass sich 
das Verhältnis der USA zu Saudi Arabien zu ändern beginnt, von einer Studie der dem Militär nahe-
stehenden RAND-Corporation bis hin zu privaten Gerichtsverfahren gegen die vermuteten Mitverant-
wortlichen des Terrors von New York. 
 
Da das Saudische Königshaus – aus Bösartigkeit oder aus Schwäche – seine Rolle als Dreh- und An-
gelpunkt der amerikanischen Erdölpolitik nicht mehr spielen konnte, musste das Gewicht des Irak als 
zweitgrößtem (möglicherweise auch größtem) Produktionsland des Nahen Ostens in den Mittelpunkt 
des amerikanischen Interesses rücken. Mehr noch: Mit der immer deutlicheren Ambivalenz des saudi-
schen Regimes geriet auch ein Politikansatz in die Kritik, der vornehmlich die indirekte Kontrolle der 
Förderregionen des Nahen Ostens vorgesehen und sich damit begnügt hatte, „freundschaftliche Bezie-
hungen“ zum saudischen Regime aufrechtzuerhalten, es diesem aber selbst überlassen hatte, wie es 
seine Herrschaft ausübte und politische Stabilität wahrte. Der mit dem angekündigten Krieg angestreb-
                                                                 
6 Kenneth M. Pollack, “Next Stop Baghdad”, Foreign Affairs, März/April 2002 
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te Regimewechsel im Irak kündigt also nicht nur eine geographische Verschiebung des Zentrums der 
amerikanischen Erdöl- und Nahostpolitik an, sondern aller Voraussicht nach auch eine stärkere direkte 
Kontrolle des Nachfolgeregimes von Saddam Hussein, wer immer dieses stellen mag. 
 
 
Der Irak: Eine Neue Schlüsselstellung für die amerikanische Versorgungssicherheit 
 
Der Irak (und nur der Irak) hat offensichtlich das Potenzial, Saudi Arabien als Schlüsselland der west-
lichen bzw. amerikanischen Versorgungssicherheit zu ersetzen – vorausgesetzt, das Regime Saddam 
Husseins wird durch ein prowestliches Regime ersetzt. Natürlich würde auch Saddam Hussein, wäre 
er von den Fesseln des Sanktionsregimes befreit, das irakische Erdöl auf dem Markt und damit jedem 
verkaufen, der dafür zu zahlen bereit ist – auch an die USA, wenn auch möglicherweise über nicht-
amerikanische Firmen. Mehr noch: Das Regime Saddam Husseins würde aufgrund der wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten des Irak das Öl aller Voraussicht zu jedem Preis auf den Markt zu bringen su-
chen und sich weniger an die OPEC-Politik und -quoten halten als andere Förderländer. Ganz offen-
sichtlich jedoch traut die amerikanische Regierung, wenn es um nahöstliches Öl geht, den Gesetzen 
des Marktes nicht in dem Maße, in dem sie sie generell akzeptiert: Ganz offensichtlich befürchtet sie, 
ein „adverses“ Regime – was nicht nur für den Irak gilt – könnte seinen Anteil an der Ölrente zur Fi-
nanzierung antiamerikanischer Machenschaften missbrauchen (die Auseinandersetzung um die Vertei-
lung der Ölrente gewinnt damit auch eine weltordnungspolitische Dimension) oder seinen Einfluss auf 
die amerikanische Erdölversorgung in Zukunft für politische Zwecke einsetzen – eine Lehre aus dem 
ersten Ölschock. Nur unter der Bedingung eines Regimewechsels würde die Kontrolle über das iraki-
sche Erdölpotenzials die potenzielle Macht der OPEC unter- und dem unzuverlässigen Saudi Arabien 
das Wasser abgraben, ohne dass sich gleichzeitig ein neues Bedrohungspotenzial aufbaute. Die Verfü-
gung über die irakischen Reserven vermittels eines proamerikanischen Regimes würde es möglich 
machen, das saudische Königshaus sich selbst zu überlassen, möglicherweise mit dem Ergebnis seiner 
Destabilisierung. Damit würde nicht nur ein Faktor der Unberechenbarkeit ausgeschaltet, auch könnte 
die politische Kontrolle der arabischen Halbinsel auf eine modernere, sicherere und von der Unkalku-
lierbarkeit einer aggressiven Religionspolitik unabhängigere Grundlage gestellt werden.  
 
Die Wiedereingliederung des Irak in die „große“ politische Ökonomie des Erdöls hätte auch zur Folge 
bzw. zur Voraussetzung, dass die zur Zeit prosperierende „kleine“ illegale politische Ökonomie des 
irakischen Öls  ausgetrocknet wird. Das irakische Öl strömt nicht, aber es leckt in alle Richtungen aus 
dem durch Sanktionen nur unvollständig gesperrten Fass. Zum Teil versucht das Regime Saddam 
Husseins seine Isolation durch hoch subventionierte illegale Erdölexporte in die Nachbarländer abzu-
bauen. Jordanien bezieht sein gesamtes Öl aus dem Irak, zur Hälfte kostenfrei, zur Hälfte um zu 40 
Prozent subventioniert. Syrien bezieht irakisches Öl und wird dadurch in die Lage versetzt, seine eige-
ne (geringe) Produktion auf den internationalen Märkten zu veräußern. Zum Teil sickert das Öl auch 
vom irakischen Zentralstaat unkontrolliert auf die benachbarten Märkte. Eine „rollende Pipeline“, eine 
Lastwagenverbindung, die die Fördergebiete des Irak mit der Türkei verbindet, ist eine der Grundla-
gen der relativen Prosperität, der sich das nordirakische Kurdistan erfreut.7 Es handelt sich um eine 
Zone, in der keine formell anerkannte staatliche Autorität ausgeübt, sondern das faktische Machtvaku-
um durch die Herrschaft von Milizen gefüllt wird. Kurdistan konnte sich – wie Afghanistan – zu einer 
Arbitrageökonomie entwickeln, die vom illegalen oder semilegalen Parallelhandel zwischen dem Irak 
und der Türkei lebt. Wenn irakisches Öl aber – als Folge eines Regimewechsels – wieder ungehindert 
in den Westen strömen soll, würden die kle ineren Lecks voraussichtlich gestopft werden – zum Nach-
teil Jordaniens, Syriens, der Türkei und vor allem Kurdistans. Zudem würde ein von den USA im Irak 
installiertes Regime die de facto -Souveränität Kurdistans voraussichtlich nicht akzeptieren. 
 
Es muss an dieser Stelle offen bleiben, wie ein von den USA installiertes Regime nach Saddam Hus-
sein mit den französischen, russischen und chinesischen Erdölinteressen im Irak umgehen wird. Die 
Tatsache, dass Frankreich, Russland und China als ständige Mitglieder des UN-Sicherheitsrats am 8. 
November einer Resolution zustimmten, die den USA de facto einen Freibrief ausstellt, erlaubt den 
Schluss, dass es einen vorherigen Interessenausgleich gegeben hat. Ein post-Saddam-Regime wird 

                                                                 
7 S. Hamit Bozarslan, „Kurdistan: Kriegsökonomie und Ökonomie im Krieg“, in: Francois Jean und Jean-
Christophe Rufin, Ökonomie der Bürgerkriege, Hamburg 1999 
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amerikanischen Interessen mit Sicherheit aufgeschlossener gegenüberstehen als Saddam Hussein 
selbst. Wahrscheinlich hat die amerikanische Regierung den Regierungen Frankreichs und Russlands 
aber zugesagt, dass ein Regimewechsel die französischen, russischen und chinesischen Interessen 
nicht grundlegend beeinträchtigen werde. Möglicherweise haben die Regierungen Frankreichs, Russ-
lands und Chinas auch akzeptiert, dass die USA im Zweifelsfall auch ohne Zustimmung des Sicher-
heitsrats militärisch intervenieren werden und sich mit einem kleineren Stück des Kuchens begnügt – 
eines Kuchens, der aber offensichtlich so groß ist, dass viele an ihm teilhaben können. Ein Regime-
wechsel käme den französischen, russischen und chinesischen Interessen insofern auch zugute, als die 
bislang vereinbarten Verträge unter den gegenwärtigen Bedingungen des Sanktionsregimes fast wert-
los sind: Die wirkliche Ausbeutung des irakischen Erdölpotenzials bedarf eines stabileren politischen 
Umfelds als Saddam Hussein gewähren kann – daher die implizite Zustimmung zu einem Regime-
wechsel, auch wenn dieser die relative Position der amerikanischen Konkurrenz deutlich verbessert. 
Es geht also nicht in erster Linie um den Widerstreit amerikanischer und franzö-
sisch/russisch/chinesischer Unternehmensinteressen, sondern um die volle Nutzung der unerschlosse-
nen und untergenutzten Reserven des Irak für die Ölversorgung der Abnehmerländer. 
 
 
Schluss: Erdöl und Strategie  
 
Die globale sicherheitspolitische Strategie der USA und die politökonomische Strategie der Erhöhung 
der Erdöl-Versorgungssicherheit – die Bush-Doktrin und der Cheney-Report –  schließen nicht einan-
der aus, sondern ergänzen einander. Michael T. Klare spricht von drei Strängen der US-Politik – der 
militärischen Modernisierung, der Erdölpolitik und dem „Krieg gegen den Terror“ –, die sich zu einer 
unauflöslichen Einheit verbinden. 8 Die Bush-Doktrin formuliert, wie erwähnt, die Bereitschaft der 
USA zu einem preemptive strike in jedem Fall, in dem eine Bedrohung der USA und ihrer Verbünde-
ten entstehen könnte . Dies ist im Grunde ein Freibrief für jeden Militäreinsatz zu jeder Zeit und an 
jedem Ort. Die Doktrin formuliert m. a. W. die Bereitschaft der neokonservativen Führungsgruppe der 
USA, die amerikanische militärische Überlegenheit auch auszuspielen, ohne sich durch internationale 
Übereinkommen, multilaterales Konfliktmanagement oder das Völkerrecht einengen zu lassen. Da die 
Optionen der USA militärisch durch keine Macht oder Gruppe von Mächten mehr eingedämmt wer-
den, gibt es auch keinen Grund, freiwillig die checks and balances des multilateralen Konsens’ zu 
akzeptieren. Mit der Bush-Doktrin zeigen die USA erstmals offen, dass sie als einzig verbliebene Su-
permacht das, was sie als ihr Interesse definieren, auch mit Gewalt durchsetzen werden.  
 
Wenn die Bush-Doktrin keine bloße Rhetorik bleiben soll, bedarf sie der Anwendung, und der Irak 
bietet sich als Lektion für die Welt – auch für Europa – geradezu an. Es geht um den Nachweis, dass 
die USA bereit und in der Lage sind,  ihren Interessen an jedem Ort der Welt militärisch Geltung zu 
verschaffen. Gleichzeitig ist der Anwendungsbereich der Bush-Doktrin trotz ihres globalen Anspruchs 
de facto geographisch begrenzt: Auf die Weltregionen, die für die Erdölversorgung der USA von Be-
deutung sind, also den „islamischen“ Krisengürtel von Nordafrika bis zu den Philippinen, vom Kauka-
sus bis Somalia, zusätzlich einiger Regionen in Afrika und Lateinamerika. Es mag ein historischer 
Zufall sein, dass der Westen einen relevanten Teil seiner Energierohstoffe aus demselben geographi-
schen Raum importiert, der auch den Terror in den Westen exportiert; für die amerikanische Weltord-
nungspolitik bedeutet diese Übereinstimmung, dass der durch keine internationalen Abkommen einge-
schränkte „Krieg gegen den Terror“ und  der Krieg um das Öl zwei Seiten derselben Medaille sind.  
 
Die Kosten dieses doppelten Krieges haben allerdings nicht allein die USA zu tragen: Die Anschläge 
auf eine Disco in Bali, einen französischen Tanker im Jemen, ein Musical-Theater in Moskau, eine 
Synagoge in Djerba, Kirchenbesucher in Pakistan, könnten die Vorboten einer Welle der Gewalt sein, 
die nach einem Krieg gegen den Irak die Welt heimsuchen würde. Differenzen innerhalb der arabi-
schen/islamischen Welt – etwa zwischen arabischen Nationalisten und Islamisten – wie innerhalb des 
„Westens“ – etwa zwischen den USA und Europa – werden zweitrangig sein. Der „Zusammenstoß der 
Kulturen“, der sich nicht aus fundamentalen Gegensätzen zwischen der westlichen und der islami-
schen Zivilisation speist, sondern aus der „machtpolitischen Instrumenta lisierung kultureller Differen-
zen“ (Thomas Meyer), wird Differenzierungen beseitigen: Der Krieg wird für eine Bereinigung der 
                                                                 
8 Michael T. Klare, Schnell, mobil und tödlich, Le Monde Diplomatique (deutsche Ausgabe), November 2002 
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Fronten sorgen. Dies zeigen bereits Anschläge der jüngsten Vergangenheit: Wenn der große Feind 
USA nicht oder nur mit Schwierigkeiten getroffen werden kann, suchen sich die Attentäter andere, 
„weichere“ Ziele, sofern sich nur irgendeine Verbindung mit dem „Westen“ ziehen lässt. Die ameri-
kanische Botschaft im Jemen ist eine Festung – also sucht man sich das leichtere Ziel eines „christli-
chen“ französischen Tankers mit bulgarischer Besatzung. Die Gewalt wird diffuser und allgegenwär-
tig. Die Opfer: Die irakische Zivilbevölkerung; die Menschen in den oder am Rande der Konfliktzent-
ren, in denen islamische und nicht-islamische Kräfte konfrontiert sind: Palästina, Tschetschenien, 
Kaschmir, Zentralasien, Afghanistan; die moslemischen Minderheiten in Europa und Nordamerika; 
die Bevölkerung der arabischen Länder; aber auch in Nordamerika und Europa all diejenigen, die 
durch Zufall – als Touristen oder Geschäftsreisende, als Theater- oder Diskobesucher, als Käufer in 
Supermärkten, Flug- und Bahnreisende, in Kirchen, öffentlichen Gebäuden, Kinos oder Restaurants – 
in die Konfrontation geraten. Möglicherweise wird auch das eine oder andere arabische Regime stür-
zen, um das es nicht schade wäre, wüsste man, dass es eine bessere Alternative gäbe. 
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